
STEPH A N K AUFM A NN

N och läuft der Krieg Israels 
gegen die islamistische Ha-
mas. Vertreter*innen der 
Weltmächte planen aber 
bereits für die Zeit danach. 
Gaza müsse »palästinensi-

sches Land bleiben«, sagte US-Außenminis-
ter Antony Blinken diese Woche, Palästinen-
ser dürften zu keiner Zeit vertrieben oder ihr 
Territorium verkleinert werden. Das Gebiet 
und die Bevölkerung eines künftigen paläs-
tinensischen Staates wären damit definiert. 
Offen bleibt, wovon die von der Hamas be-
freiten Menschen leben sollen. »Jeder künf-
tige palästinensische Staat muss lebensfähig 
sein, auch in wirtschaftlicher Hinsicht«, sagte 
zwar EU-Kommissionspräsidentin Ursula von 
der Leyen. Allerdings liegt die Ökonomie von 
Gaza und des Westjordanlandes weitgehend 
am Boden.

Bereits vor dem Massaker der Hamas und 
dem Einmarsch Israels war Gaza »wirtschaft-
lich ausgehöhlt«, so die UN-Organisation für 
Handel und Entwicklung (Unctad). Zentra-
le Ursachen dafür seien zum einen die mili-
tärischen Einsätze Israels gegen die Hamas, 
denen zahlreiche Produktionsanlagen zum 
Opfer fielen; und zum anderen die See-, Luft- 
und Landblockade des Gazastreifens, die den 
Verkehr von Menschen und Gütern zwischen 
Gaza und dem Rest der Welt stark beschränkt. 
Diese Blockade verteidigte 2008 der damali-
ge israelische Premier Ehud Olmert damit, es 
gebe »keine Rechtfertigung für Forderungen, 
den Bewohnern von Gaza ein normales Leben 
zu ermöglichen, während von ihren Straßen 
Raketen auf Israel abgefeuert werden«.

Als Folge schrumpfte Gazas Wirtschafts-
leistung pro Kopf zwischen 2006 und 2022 
nach Unctad-Berechnungen um 37 Prozent. 
Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) sank auf den 
Stand Mitte der 1990er Jahre. Da es kein Sys-
tem der sozialen Sicherung gibt, waren ver-
gangenes Jahr knapp acht von zehn Bewoh-
ner auf Hilfen vor allem der UN angewiesen. 
»Die Aufhebung der Blockade«, resümierte 
der Internationale Währungsfonds (IWF) im 
vergangenen September, »und die Abmilde-
rung der Beschränkungen durch Israel sind 
notwendige Bedingung für die Besserung der 
Aussichten – vorausgesetzt, die Sicherheit 
kann gewährleistet werden«.

Zudem, so der IWF, könne Gaza profitie-
ren von einer politischen Annäherung an das 
Westjordanland (West Bank). Denn dort sieht 
die Lage besser aus, wirtschaftlich haben sich 
die palästinensischen Gebiete auseinander 
entwickelt. Während der Durchschnittslohn 
in der Privatwirtschaft in Gaza bei 42 israe-
lischen Schekel (rund elf Euro) pro Tag lag, 
betrug er in der West Bank 120 Schekel. Ei-
ner Arbeitslosigkeit von 46 Prozent in Gaza 
standen 17 Prozent im Westjordanland gegen-
über. Wesentlicher Grund für die Differenz ist 
laut IWF der Zugang zum israelischen Arbeits-

markt. Arbeitnehmer*innen in Gaza erhielten 
zuletzt kaum noch Arbeitserlaubnisse für Is-
rael, das auch ihren Zugang zur West Bank 
versperrt. In der West Bank dagegen arbeiten 
22,5 Prozent der Beschäftigten in Israel und 
israelischen Siedlungen. Sie verdienten 2022 
dort umgerechnet 3,8 Milliarden Dollar, das 
entspricht fast einem Viertel der Wirtschafts-
leistung des Westjordanlandes.

Dennoch erlebt die West Bank seit Jah-
ren eine finanzielle Dauerkrise. Die Unter-
nehmen sind meist sehr klein und kapital-
schwach, es mangelt an Investitionsmitteln, 
die Korruption ist allgegenwärtig, die Paläs-
tinensische Autonomiebehörde (PA) ist peri-
odisch zahlungsunfähig, auch wegen der ge-
schrumpften internationalen Zuwendungen. 
2008 betrugen sie noch mehr als ein Viertel 
des palästinensischen BIP, 2022 nicht einmal 
mehr drei Prozent. Zentrales Hindernis für 
wirtschaftliche Entwicklung ist laut Unctad 
aber die politische Geografie des von Israel 
besetzten Landes. Seit den Neunzigerjahren 
ist die West Bank in drei Zonen unterteilt: A-
Gebiete verwaltet die PA allein, B-Gebiete ge-
meinsam mit Israel. A- und B-Zonen machen 
rund 40 Prozent der West Bank aus, hier lebt 
der Großteil der Bevölkerung, rund 2,8 Mil-
lionen Menschen. Allerdings handelt es sich 
bei A- und B-Zonen nicht um ein zusammen-
hängendes Staatsgebiet. Denn die von Israel 
allein kontrollierte C-Zone verwandelt sie in 
166 getrennte Inseln.

Behindert wird die Ökonomie des Westjor-
danlands nun zum einen durch die zahlrei-
chen Mauern, Schranken, Kontrollposten und 
bürokratischen Hürden zwischen den Zonen, 
die die Mobilität von Menschen und Gütern 
hemmen und prinzipiell unsicher machen. 
Dadurch verlor die palästinensische Bevölke-
rung 60 Millionen Arbeitsstunden pro Jahr, 
so das Applied Research Institute in Jerusa-
lem. Daneben steuert Israel den Außenhan-
del der West Bank, woraus »hohe zusätzliche 
Kosten durch lange Sicherheitskontrollen re-
sultieren«, so der IWF. Allein die Straßenkon-
trollen kosten die West-Bank-Ökonomie rund 
sechs Prozent ihres BIP, schätzt die Unctad. 
Der freie Zugang der palästinensischen Seite 
zur C-Zone sei daher die Voraussetzung für 
eine nachhaltige ökonomische Entwicklung, 
auch weil dort »die wertvollsten natürlichen 
Ressourcen der West Bank liegen«.

Dieser freie Zugang ist derzeit allerdings 
nicht in Sicht. Denn fast ein Drittel der C-Zo-
ne ist militärisches Übungsgebiet der IDF, wei-
tere Landstriche hat Israel unter Naturschutz 
gestellt. Und schließlich befinden sich in der 
C-Zone auch die mittlerweile rund 280 israe-
lischen Siedlungen, für deren Ausbau in den 
vergangenen Jahren viel Geld ausgegeben 
worden sei, so die Unctad. Den geschätzten 
300 000 Palästinensern stehen in der C-Zone 
inzwischen rund 700 000 Siedler gegenüber, 
ihre Zahl hat sich seit 2000 verdoppelt. »Is-
raelische Siedlungen in den besetzten Gebie-
ten«, teilt das Bundesaußenministerium mit, 
»sind völkerrechtswidrig und eine Gefahr für 
die Grundlagen der Zwei-Staaten-Lösung.«

Laut Unctad stehen derzeit nur etwa 30 
Prozent der C-Zone überhaupt für palästi-
nensische Entwicklung zur Verfügung, deren 
Nutzung die israelische Regierung aber blo-
ckiere. Zwischen 2010 und 2020 seien 96 Pro-
zent aller palästinensischen Bebauungs- oder 
Nutzungsanträge abgelehnt worden. Der be-
schränkte Zugang allein zu diesen 30 Pro-
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D er ARD-Korrespondent Christoph 
Kitzler und sein Team waren auf dem 
Rückweg von einem Interview im is-

raelisch besetzten Westjordanland, als sie an 
einem Kontrollpunkt des Militärs von Solda-
ten bedrängt und beschimpft wurden. Erst 
nach gut einer Stunde habe sich die Situati-
on entschärft, berichtete tagesschau.de später. 
Erst nachdem die Pressstelle des Militärs um 
Hilfe gebeten und andere Soldaten vorbeige-
schickt worden waren.

Offenkundig habe es sich um Siedler ge-
handelt, die zum Reservedienst einberufen 
worden waren, so tagesschau.de. Die Men-
schenrechtsorganisation BeTselem betont, 
das sei kein Einzelfall. Schon vor dem Krieg 
war die Liste der Berichte lang, in denen die 

Organisation auf ihrer Webseite die Übergrif-
fe durch radikale Siedlergruppen dokumen-
tiert. Seit dem Massaker an 1400 Menschen 
in Israel durch die Hamas und den Islami-
schen Staat ist die Zahl der Vorfälle nun ra-
sant angestiegen.

Nach Angaben des Hochkommissariats für 
Menschenrechte bei den Vereinten Nationen 
lebten Anfang 2023 mehr als 700 000 Isra-
elis in 279 Siedlungen im Westjordanland. 
229 000 davon lebten in 14 Siedlungen in 
Ostjerusalem. Alle davon sind nach interna-
tionalem Recht illegal; 147 davon sind auch 
nach israelischem Recht illegal. Der allergröß-
te Teil dieser Menschen ist wegen des billi-
gen Wohnraums in eine Siedlung gezogen; 
oft sind auch die Grenzen zwischen dem in-
ternational anerkannten Staatsgebiet und der 
Siedlung nicht mehr erkennbar. Die israeli-

sche Polizei stufte vor dem Krieg rund 7000 
Siedler als gewaltbereit ein. Dabei handele es 
sich überwiegend um Jugendliche und junge 
Erwachsene, die Gruppen wie der in Israel 
als terroristische Vereinigung geltenden Kach-
Bewegung nahestehen. Auch einige Politiker 
des Parteibündnisses »Religiöser Zionismus«, 
das seit Dezember Teil der Regierungskoali-
tion ist, stammen aus dem Umfeld von Kach.

Es sind, da sind sich Polizei und Men-
schenrechtsorganisationen einig, diese Per-
sonen, die die Situation für Angriffe auf Pa-
lästinenser und ihren Besitz nutzen: Autos 
werden mit Steinen beworfen, Felder verwüs-
tet. Mehrfach zogen Gruppen von Siedlern 
durch palästinensische Ortschaften und rich-
teten dort Schäden an. Hinzu kommen Ope-
rationen des israelischen Militärs. Insgesamt 
wurden im Westjordanland seit Kriegsbeginn 

gut 100 Palästinenser getötet, davon ungefähr 
15 durch Siedler. Die Betroffenen haben da-
bei nicht das Privileg des ARD-Teams, das auf 
die Unterstützung der Pressestellen von Mi-
litär und Regierung vertrauen konnte. Dieje-
nigen, die die Menschen im Westjordanland 
eigentlich schützen sollen, stammen vielfach 
aus den Reihen der Angreifer. Reguläre, spezi-
alisierte Einheiten wurden nach Gaza oder in 
den Norden Israels abgezogen. Dienst haben 
nun meist Reservisten aus den Siedlungen. Sie 
können auf die oberste Führungsebene ver-
trauen. Nach der Regierungsbildung im De-
zember wurde ausgerechnet Itamar Ben Gvir 
von den Religiösen Zionisten, gegen den mehr 
als 50 Mal wegen Aufstachelung zum Hass er-
mittelt wurde, Minister für nationale Sicher-
heit – und ließ nach Kriegsbeginn tausende 
Waffen an Siedler verteilen. Zur Selbstvertei-

digung. Die Aufsicht über die Zivilverwaltung 
im Westjordanland führt nun Finanzminister 
Bezalel Smotrich, ebenfalls religiöser Zionist.

Doch auch wenn sich die meisten endlich 
Wahlen, eine neue palästinensische Führung 
wünschen und die Hamas in Umfragen vor 
dem 7. Oktober führte, liegt das vor allem 
hieran: Zur Auswahl stehen meist nur Fatah 
und Hamas. Und viele wollen schlicht die Fa-
tah nicht mehr.

Mitten in dieser drohenden Eskalation 
wurde Ende der Woche auch bekannt, dass 
Autonomiebehörde und israelisches Militär 
gemeinsam 5000 Palästinenser aus Jericho 
in den Gazastreifen abgeschoben haben, die 
meisten davon hielten sich legal im Westjor-
danland auf. Doch nun sah man in ihnen ein 
»Sicherheitsrisiko«. Tatsächlich aber wird das 
die Wut weiter anfachen.

Im Schatten des Kriegs im Gazastreifen nimmt auch die Gewalt im Westjordanland zu

Siedler als Soldaten

zent der C-Zone drücke die Wirtschaftsleis-
tung des Westjordanlandes um ein Viertel. 
Den kumulierten Verlust für die Periode 2000 
bis 2020 schätzt die Unctad auf 50 Milliar-
den Dollar, also etwa das Dreifache des West-
Bank-BIP. Der Beitrag der Siedlungen zur isra-
elischen Wirtschaft wiederum liege bei etwa 
30 Milliarden Dollar pro Jahr. »Die Siedlun-
gen stellen mittlerweile einen beträchtlichen 

Teil der israelischen Wirtschaft dar«, schreibt 
der britische Wirtschaftshistoriker Adam Too-
ze, »in etwa in der Größe des gefeierten High-
tech-Sektor Israels.«

Die wirtschaftliche Lebensfähigkeit eines 
künftigen palästinensischen Staates hängt 
also auf zweifache Weise an Israel: zum einen 
an der Aufhebung oder Milderung der Blo-
ckaden. Zum anderen sind die abgehängten 

Ökonomien Gazas und der West Bank gänz-
lich angewiesen auf die Industriemacht Israel, 
deren BIP 30 Mal größer ist als das der paläs-
tinensischen Gebiete. Aus Israel kommen 50 
Prozent aller Importe in die West Bank, den 
Strom liefert dort die Israel Electric Corporati-
on. Ein palästinensischer Staat wird also nicht 
nur Israels Duldung brauchen, sondern seine 
dauerhafte Unterstützung.
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